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SV-freie Überstunden und Vollzeitprämien:  
Arbeiten Beschäftigte über die verein-
barte Wochenarbeitszeit hinaus, sollen die 
Zuschläge dafür künftig steuer- und damit 
beitragsfrei sein. Das soll auch für eine Prä-
mie gelten, die Arbeitgeber an Teilzeitbe-
schäftigte zahlen, wenn sie ihre Arbeitszeit 
ausweiten.

Wochenarbeitszeit: Die Einführung einer 
maximalen Wochenarbeitszeit soll eine fle-
xiblere Vereinbarung von Beruf und Familie 
ermöglichen. Den Rahmen bildet die europäi-
sche Arbeitszeitrichtlinie.

Anreize für die „Aktivrente“: Wer das Ren-
teneintrittsalter erreicht hat und weiterarbei-
ten möchte, soll bis 2.000 Euro steuer- und 
beitragsfrei verdienen. Die Hinzuverdienst-
möglichkeiten bei Hinterbliebenenrenten sol-
len verbessert werden. 

Pflege: Die Koalition möchte Freistellungen 
zur Pflege flexibler machen und den Kreis der 
Angehörigen erweitern, die sie beanspruchen 
können.

Betriebliche Altersversorgung (bAV): Mehr 
kleine und mittlere Unternehmen sowie Gering-
verdienende sollen stärker in die bAV einge-
bunden werden. Außerdem soll die bAV bei 
Arbeitgeberwechsel besser übertragbar sein. 

Entsendungen: Das geplante EU-weite For-
mular für Entsendungen „eDeclaration“ soll  
mit dem A1-Verfahren für den SV-Nachweis 
gebündelt werden.

Mindestlohn: Die Mindestlohnkommission  
soll sich für die Anpassung an der Tarifent-
wicklung sowie an 60 Prozent des Bruttome-
dianlohns Vollzeitbeschäftigter orientieren. 
Dadurch könnte der Mindestlohn 2026 bei 
15 Euro liegen.

Tarifverträge: Ein bereits von der vergange - 
nen Regierung geplantes Bundestariftreue-
gesetz soll mehr Unternehmen dazu bringen, 
einer Tarifbindung zu folgen.

Selbstständige: In Bezug auf die geplante 
Altersvorsorgepflicht für Selbstständige,  
sollen neue Selbstständige „gründerfreun -
-dlich“ in die gesetzliche Rentenversicherung 
einbezogen werden. Außerdem ist ein umlage-
finanzierter Mutterschutz für Selbstständige 
angedacht. Schnellere und rechtssichere  
Statusfeststellungsverfahren sollen Schein-
selbstständigkeit reduzieren. 

Künstlersozialkasse: Die Regierung will den 
KSK-Abgabesatz stabil halten und durch 
Pauschalisierung das Abgabeverfahren 
vereinfachen.

 So unterstützt  
die AOK

Unser AOK-Newsletter für Arbeitgeber in-
formiert Sie stets aktuell, wenn diese und 
weitere Maßnahmen ausgestaltet und um-
gesetzt werden. Gleich anmelden!
→ aok.de/fk/newsletter

DAT E N  U N D 
FA K T E N

„Verantwortung für Deutschland“ 
lautet der Titel des Koalitions-
vertrags von Union und SPD. Ein 
Überblick über die Vorhaben im 
Bereich Sozialversicherung, die  
für Arbeitgeber relevant werden 
könnten.

Koalitionsvertrag

Was die neue  
Koalition plant

Seiten ist der 
Koalitionsvertrag 
stark. Ob und wie 
die genannten 
Punkte umgesetzt 
werden, wird noch 
festgelegt.

146

Die Gesundheitskasse.

https://www.aok.de/fk/newsletter


P E R S O N A L  W I S S E N  3  •  2 0 2 5

Entgeltersatzleistungen
Bei Bezug von Krankengeld, Mutterschafts-
geld oder ähnlichen Leistungen enden die 
Renten- und Arbeitslosenversicherungspflicht. 
Stattdessen werden Beiträge aus der Ent-
geltersatzleistung durch den jeweiligen Leis-
tungsträger abgeführt, also beispielsweise 
durch die Krankenkasse bei Krankengeld. 
DEÜV-Meldung: Arbeitgeber übermitteln eine 
Unterbrechungsmeldung (Meldegrund „51“), 
wenn das Arbeitsverhältnis mindestens einen 
vollen Kalendermonat ohne Entgeltzahlung 
ruht.

Unbezahlter Urlaub
Hier endet die Mitgliedschaft aufgrund der 
Beschäftigung in der Krankenversicherung 
nach einem Monat ohne Entgeltzahlung. 
Für die Arbeitnehmerin oder den Arbeitneh-
mer greift eine sogenannte Anschlussver-
sicherung, sodass der Versicherungsschutz 
erhalten bleibt. In der Renten- und Arbeits-
losenversicherung entfällt hingegen die 
Versicherungspflicht. 
DEÜV-Meldung: Arbeitgeber übermitteln eine 
Abmeldung (Abgabegrund „34“). Bei Wieder-
aufnahme der Beschäftigung erfolgt eine 
Anmeldung (Abgabegrund „13“).

Flexible Arbeitszeitmodelle
Bei flexiblen Arbeitszeitmodellen, wie einer 
Ansparphase mit späterer Freistellung (zum 
Beispiel für ein Sabbatical), ruht zwar die 
Arbeitspflicht der Beschäftigten, die Entgelt-
zahlung bleibt aber bestehen. Hier bleibt die 
Sozialversicherungspflicht unverändert. 
DEÜV-Meldung: keine.

Altersteilzeit
Im am häufigsten genutzten Blockmodell gilt 
in der Arbeitsphase der allgemeine Beitrags-
satz in der Krankenversicherung. In der Frei-
stellungsphase besteht kein Krankengeldan-
spruch, dann gilt der ermäßigte Beitragssatz. 
DEÜV-Meldung: Der Beginn der Altersteilzeit 
wird durch eine Abmeldung (Abgabegrund 
„33“) und eine Anmeldung (Grund „13“) gemel-
det. Aus Personengruppe „101“ wird „103“. 
Das Ende der Arbeitsphase beim Blockmodell 
wird wegen des Wechsels der Beitragsgruppe 
in der Krankenversicherung mit dem Abgabe-
grund „32“ und der Beginn der Freistellungs-
phase mit dem Abgabegrund „12“ gemeldet.

 So unterstützt 
die AOK

Weitere Informationen im Arbeitgeberportal 
der AOK:
→ aok.de/fk/deuv-meldungen

Bei einem ruhenden Arbeitsverhältnis werden die 
arbeitsvertraglichen Hauptpflichten – Arbeits-
pflicht auf der einen und Vergütungspflicht auf 
der anderen Seite – vorübergehend ausgesetzt. 
Die Gründe können unterschiedlich sein, ebenso 
die Auswirkungen auf die Sozialversicherung.

dauert ein 
Sabbatical in 
Deutschland im 
Schnitt, so eine 
Umfrage des ifo 
Instituts.*

*Q
ue

lle
: R

an
ds

ta
d-

ifo
-P

er
so

na
lle

ite
rb

ef
ra

gu
ng

 –
 3

0.
3.

20
23

.

99 
Tage

Ruhendes Arbeitsverhältnis 

Beschäftigung 
im Stand­by

https://www.aok.de/fk/deuv-meldungen
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Sie fragen, 
Experten 
antworten

REGELMÄSSIGER FAHRT-
KOSTENZUSCHUSS ALS 
LAUFENDES ENTGELT

Unsere Beschäftigten erhal-
ten für jeden Arbeitstag 
einen steuer- und beitrags-
pflichtigen Fahrtkosten-
zuschuss. Die Auszahlung 
soll jetzt von monatlich auf 
rückwirkend quartalsweise 
umgestellt werden. Gilt der 
Fahrtkostenzuschuss damit 
als Einmalzahlung?

Laufendes Arbeitsentgelt wird 
für einen bestimmten Abrech-
nungszeitraum gezahlt, so 
wie es bei Lohn, Gehalt oder 
Schichtzulagen der Fall ist. Die 
Zahlung kann auch in größe-
ren Abständen als monatlich 
erfolgen. Nachzahlungen blei-
ben laufendes Arbeitsentgelt 
und werden nicht zu Einmal-
zahlungen. Umgekehrt ver-
lieren Einmalzahlungen ihren 
Charakter, wenn sie monatlich 
anteilig ausgezahlt werden.

Da der Fahrtkostenzuschuss 
einem bestimmten Monat 
zugeordnet wird, zählt er als 
laufendes Arbeitsentgelt. Die 
Sozialversicherungsbeiträge 
werden daher entsprechend 
in diesem Monat abgerechnet, 
auch wenn der Zuschuss quar-
talsweise ausgezahlt wird.

Sie fragen, unsere Experten 
antworten innerhalb von 
24 Stunden.

→ aok.de/fk/expertenforum

Werkstudenten

Beschäftigung 
zwischen Bachelor- 
und Masterstudium

dann nicht. Wird die bisherige Werk-
studentin beziehungsweise der bis-
herige Werkstudent nach dem Ende 
des Bachelorstudiengangs unverän-
dert weiterbeschäftigt, ist sie oder 
er kranken-, pflege-, renten- und 
arbeitslosenversicherungspflichtig. 
Erst mit Beginn des Masterstudien-
gangs gilt das Werkstudentenprivileg 
wieder. 

Eine kurzfristige versicherungs-
freie Beschäftigung ist in dieser Zeit, 
gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung anrechenbarer Vorbeschäfti-
gungszeiten, nur bei einem anderen 
Arbeitgeber möglich – denn bei dem-
selben Arbeitgeber wird ein durchge-
hendes Arbeitsverhältnis unterstellt.

Ein versicherungsfreier 556-Euro-
Minijob (Rentenversicherungsfreiheit 
auf Antrag) ist dagegen grundsätz-
lich möglich.
→ aok.de/fk/werkstudenten

Rentenerhöhung

Auswirkung auf Erwerbsminderungsrente 
beachten

Von der Erhöhung der Renten zum 1. Juli 2025 um 3,74 Prozent profi-
tieren auch Beziehende einer Erwerbsminderungsrente. Gehen diese 
einer Beschäftigung nach, wird ihr Arbeitsentgelt unter Umständen 
auf ihre Rente angerechnet. Tipp für Arbeitgeber: Sprechen Sie Ihre 
Beschäftigten auf deren erlaubten Hinzuverdienst an, damit keine 
unbeabsichtigte Rentenkürzung droht.

Die Hinzuverdienstgrenzen bei Erwerbsminderungsrente wer-
den jährlich festgelegt und gelten bundesweit. 2025 liegen diese 
bei 19.661,25 Euro bei voller Erwerbsminderung und mindestens 
39.322,50 Euro bei teilweiser Erwerbsminderung. Bei einer teilweisen 
Erwerbsminderung wird die Hinzuverdienstgrenze von der Rentenver-
sicherung individuell berechnet (Prognose). Der Wert ist daher eine 
Mindestgrenze.

Bei Überschreiten der Grenze wird der übersteigende Betrag durch 
zwölf geteilt. 40 Prozent davon werden auf die Rente angerechnet.

Das Bachelorstudium endet mit 
Ablauf des Monats, in dem Studie-
rende schriftlich das offizielle Prü-
fungsergebnis erhalten. Der Master-
studiengang beginnt frühestens mit 
dem nächsten Semester. In dieser 
Lücke von mitunter mehreren Mona-
ten gilt das Werkstudentenprivileg 

https://www.aok.de/fk/expertenforum
https://www.aok.de/fk/werkstudenten


Entgeltfortzahlung

Krank in der 
Ausbildung
Demnächst beginnt ein neues 
Ausbildungsjahr. Werden Auszu -
bildende arbeitsunfähig krank, 
gibt es ein paar Besonderheiten  
zu beachten. 

AU-Tage während der Berufsschulzeit flie-
ßen in den Entgeltfortzahlungszeitraum ein. 
Auszubildende informieren im Krankheits-
fall den Arbeitgeber und die Berufsschule. Da 
Berufsschulen nicht am eAU-Verfahren teil-
nehmen, ist die Arbeitsunfähigkeit (AU) gege-
benenfalls auf anderem Weg nachzuweisen. 
Prüfungen dürfen Auszubildende trotz AU 
ablegen, sofern es krankheitsbedingt vertret-
bar ist. 

Erkranken Kinder von Auszubildenden, leis-
ten Arbeitgeber – anders als bei Beschäf- 

tigten – bis zu sechs Wochen Entgeltfortzah-
lung. Diese Regelung kann nicht vertraglich 
ausgeschlossen werden.

Erkrankt ein Kind von Auszubildenden 
während eines Urlaubs, gelten die Urlaubs-
tage als genommen. Eine Gutschrift erfolgt 
nur bei Erkrankung der Auszubildenden.

Vom Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
über die Attestpflicht bei AU bis hin zur 
 sechswöchigen Entgeltfortzahlungspflicht 
entsprechen die Regelungen zur AU sonst 
denen für Beschäftigte.

Anspruch auf 
Entgeltfortzah-
lung besteht ab 
der fünften Aus-
bildungswoche, 
AU-Pflicht ab dem 
vierten Krank-
heitstag – außer 
es wurde ver-
traglich anders 
geregelt.

A K T U E L L

AOK-Fristenrechner 
erweitert

Wie lang dauert die neue Mutterschutzfrist  
nach einer Fehlgeburt? Wann muss eine 
Beschäftigung angemeldet werden? Der Fris-
tenrechner der AOK kennt die für die Personal-
arbeit wichtigen Fristen, von Mutterschutz und 
Elternzeit über Entgeltfortzahlung bis zum 
DEÜV-Meldeverfahren.

→ aok.de/fk/fristenrechner

AOK-Rechtsdatenbank 
jetzt übersichtlicher

Die Rechtsdatenbank der AOK enthält die wichtigs-
ten Inhalte und Quellen des Sozialversicherungs-, 
Arbeits- und Steuerrechts. Eine grundlegende Über-
arbeitung und eine neue Benutzeroberfläche machen 
die Nutzung jetzt noch komfortabler. Ob Gesetze, 
Rundschreiben, Urteile oder Fachbegriffe, alles ist 
übersichtlich an einem Ort vereint.

→ aok.de/fk/rechtsdatenbank

 So unterstützt 
die AOK

Von Ausbildungsplan bis Sozialversicherung: 
der Themenschwerpunkt zur Ausbildung im 
Arbeitgeberportal der AOK. 
→ aok.de/fk/sozialversicherung/ausbilden
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